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Einleitung und Problemstellung 

A. Einleitung 

Globale Informationsgesellschaft, Hochgeschwindigkeits-Datenautobahnen, Mul-
timedia-Dienste für alle Bürger und universelle Erreichbarkeit an jedem Ort und zu 
jeder Zeit durch Mobilkommunikation sind Schlagworte, die nicht nur die öffentli-
chen Medien und Diskussionen der Gegenwart bestimmen, sondern in jüngster Zeit 
zunehmend auch für die Arbeit staatlicher Gerichte praktische Bedeutung erlan-
gen. Längst schon haben sich Richter aller Fachgerichtsbarkeiten im Rahmen kon-
kreter Streitverfahren mit einzelnen Phänomenen des neuen Zeitalters der Informa-
tionsgesellschaft auseinandersetzen müssen. Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
für den Datenverkehr in internationalen Computernetzen, 1 die zahlreichen namens-
und markenrechtlichen Auseinandersetzungen um sog. Internet-Domains2 oder die 
Entscheidungen zur zivilrechtlichen Haftung von Online-Anbietern für Raubko-
pien von Musiktiteln3 sind nur einige aktuelle Beispiele für die rechtliche Bewälti-
gung der Auswirkungen jüngerer gesellschaftlicher Veränderungen durch die Or-
gane der Rechtsprechung. Daneben wird aber mehr und mehr ein zweites bedeutsa-
mes Wirkungsfeld sozialen Wandels in der Justiz erkennbar: Die Frage nach den 
Möglichkeiten einer sinnvollen Nutzung neuer technischer Errungenschaften im 
Rahmen der Staatsfunktion Rechtsprechung. Im Mittelpunkt dieser Folgenbewälti-
gung "in eigener Sache" steht die Informatisierung gerichtlicher Verfahren, also 
der Prozeß der zunehmenden Durchdringung gerichtlicher Arbeitsabläufe mit mo-
dernen Informations- und Kommunikationstechniken (IuK-Techniken).4 In einem 

I Eingehend dazu der gleichnamige Aufsatz von U. Sieber, JZ 1996, S. 429 ff., 494 ff.; ferner 
U. Conradi/U. Sehlömer, Die Strafbarkeit der Internet-Provider, NStZ 1996, S.366ff., 472ff.; 
zur Mittäterschaft von arbeitsteilig tätigen Teilorganisationen von Dienstanbietern vgl. auch 
W. Hubbert, Anmerkung zu AG München, Urt. vom 28.5.1998 - 8340 Ds 465 Js 173158/95, 
NStZ 1998, S. 518 ff.; speziell zur Problematik der Strafbarkeit wegen Verbreitung kinderpor-
nographischer Darstellungen über das Internet S. Hinterseh, Die strafrechtliche Verantwort-
lichkeit für Pornographie im Internet, jur-pc 1996, S. 460 ff. 

2 V gl. nur LG Mannheim BB 1996, S.2484; dazuH. Stratmann, Internet domain names oder 
der Schutz von Namen, Firmenbezeichnungen und Marken gegen die Benutzung durch Dritte 
als Internet-Adresse, BB 1997, S. 689 ff.; ferner U. Bäumer, Domain Namen und Markenrecht, 
eR 1998, S.174ff.; zuletzt U. Siek/Ho Richter, Rechtsschutz im Zusammenhang mit Domain-
Grabbing, K & R 2000, S. 339 ff. 

3 Dazu LG München, Urteil vom 30.3.2000 - 7 0 3625/98, abgedruckt in K & R 2000, 
S.307ff. 

4 Vgl. zu dem Begriff der Informatisierung S. Nora/A. Mine, Informatisierung der Gesell-
schaft, S.15; ferner W. Steinmüller, Informationstechnologie und Gesellschaft, S.521 ff. 
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weiteren Sinne umfaßt der Begriff der Informatisierung dabei nicht nur die Ein-
satzmöglichkeiten von luK -Techniken in gerichtlichen Entscheidungsverfahren, 
sondern nimmt auch deren rechtliche Implikationen in das Blickfeld, indem er da-
nach fragt, inwieweit technische Nutzungsmöglichkeiten bei der Auslegung gelten-
den sowie bei der Gestaltung zukünftigen Rechts zu berücksichtigen sind.s Die In-
formatisierung verwaltungs gerichtlicher Verfahren kann jedoch nicht isoliert be-
trachtet werden, sondern ist vor dem Hintergrund des gesamtgesellschaftlichen 
Wandlungsprozesses zu sehen, mit dem sie untrennbar verknüpft ist und den es 
deshalb zunächst zu beleuchten gilt. 

B. Problemstellung 

Hochkomplexe gesellschaftliche Wandlungsprozesse und die aus ihnen resultie-
renden Fragen und Aufgaben nicht nur mit problemreduzierenden Schlagworten zu 
belegen, sondern in ihren Ursachen und Wirkungen gründlich zu analysieren und 
mit einem Anspruch auf Vollständigkeit zu beschreiben, bereitet Schwierigkeiten. 
Dies gilt umso mehr, wenn die zum Gegenstand der Untersuchung erklärten Verän-
derungen nicht als abgeschlossene Entwicklung vor dem Auge des Betrachters ste-
hen, sondern gerade erst in ihren Anfangen begriffen sind und ein (vorläufiger) End-
punkt nicht in Sicht ist. Was hier geleistet werden kann, ist, die prägenden Eckpfei-
ler des Gesamtwandlungsprozesses gleichsam als äußeren Rahmen abzustecken und 
innerhalb dessen den Betrachtungswinkel nach Maßgabe der AufgabensteIlung 
schrittweise auf spezifische Untersuchungsobjekte zu verengen. 

I. Der Untersuchungsrahmen: Staatsfunktionen im Modemisierungsprozeß 

Im beginnenden 21. Jahrhundert zählt es zu den in Rechtswissenschaft und Ver-
waltungsforschung erlangten Gewißheiten, daß der Staat in allen Bereichen staatli-
cher Aufgabenwahrnehmung von der Last der ihm überantworteten Pflichten gera-
dezu erdrückt zu werden droht.6 Evident ist, daß der Staat bislang in allzu umfang-
reicher Eigenverantwortung kollektive Ziele zu formulieren und durchzusetzen ver-
sucht hat und dabei inzwischen an seine Grenzen gestoßen ist. 7 In der vielerorts be-
klagten sinkenden Steuerungsfähigkeit des Rechts 8 und in der wachsenden Nichtbe-

5 Zu diesem Verständnis des Informatisierungsbegriffes vgl. A. Voßkuhle, Wandel von Ver-
waltungsrecht und Verwaltungsprozeßrecht, S. 395. 

6 R. Pitschas, Verwaltung und Verwaltungsgerichtsbarkeit, S. 30f.; W. Hoffmann-Riem, Ju-
stizdienstleistungen, S. 159; P. Gilles, Rechtsstaat und Justizstaat in der Krise, Neue Justiz 
1998, S. 225 f.; ferner T. EI/wein/J.!. Hesse, Der überforderte Staat. 

7 R. Pitschas, Verwaltung und Verwaltungsgerichtsbarkeit, S. 32f. 
8 Vgl. dazu K. Günther, Der Wandel der Staatsaufgaben und die Krise des regulativen 

Rechts, S. 51 ff.; R. Wolf, Zur Antiquiertheit des Rechts in der Risikogesellschaft, Leviathan 
1987, S. 357ff.; H. Schulze-Fielitz, Zeitoffene Gesetzgebung, S.168ff.; R. Pitschas, Verwal-
tung und Verwaltungsgerichtsbarkeit, S. 49. - Kritisch zur vermeintlichen Krise des Rechts als 
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achtung von Rechtsnonnen9 angesichts einer ungebremsten "Nonnentlut"lO, aber 
auch in der starken Zunahme gesetzlich nicht geregelter kooperativer Handlungsfor-
men der Verwaltung 11 offenbart sich die Überforderung der gesetzgebenden Staats-
gewalt angesichts einer immer komplexer werdenden Gesellschaft. Die starke Ver-
rechtlichung vieler Lebensbereiche hat zwar zu einem Ausbau staatlicher Einfluß-
rnacht geführt, diese aber durch Überforderung zugleich wieder reduziert. 12 

Vervollständigt wird das Bild vom überforderten Staat durch die anhaltende 
Überlastung der Organe der Rechtsprechung. 13 Im Blickpunkt von Rechtswissen-
schaft und Rechtspolitik stehen deshalb seit längerem zahlreiche Überlegungen, den 
Staat grundlegend zu modernisieren und auf die veränderten Herausforderungen ei-
ner sich stetig wandelnden Welt einzustellen. Die breite rechtspolitische und rechts-
wissenschaftliche Diskussion zum Thema "schlanker"14 bzw. nunmehr "aktivieren-

Regelungsinstrument O. Lepsius, Steuerungsdiskussion, Systemtheorie und Parlamentaris-
muskritik, S. 19. 

9 Frühe Versuche, behördliche Vollzugsdefizite empirisch zu belegen, reichen zurück in die 
siebziger Jahre; siehe dazu die Implementationsstudien von G. Winter, Das Vollzugsdefizit im 
Wasserrecht; R. Mayntz, Vollzugsprobleme der Umweltpolitik; E. Bohne, Der informale 
Rechtsstaat. Neuere Untersuchungen bestätigen die früheren Befunde, zeichnen aber ein un-
einheitliches Bild von dem Ausmaß defizitärer Umsetzung (umwelt-)rechtlicher Normen; vgl. 
dazu etwa G. Lübbe-Wolf, Vollzugsprobleme der Umweltverwaltung, NuR 1993, S.217ff.; 
G. v. Wedemeyer, Kooperation statt Vollzug im Umweltrecht; H. Hill/A. Weber, Vollzugserfah-
rungen mit umweltrechtlichen Zulassungsverfahren in den neuen Ländern; sowie zuletzt 
N. Dose, Die verhandelnde Verwaltung. Auch heute kann (noch) nicht von einer empirisch ge-
sicherten Grundlage für die Beurteilung des administrativen Normenvollzugs ausgegangen 
werden; vgl. dazu schon A. Voßkuhle, Verwaltungsdogmatik und Rechtstatsachenforschung, 
VerwAreh. 85 (1994), S. 567 ff. - Zur besonderen Qualität des gegenwärtig beklagten Vollzugs-
defizits A. Voßkuhle, "Schlüsselbegriffe" der Verwaltungsrechtsreform, VerwAreh. 92 (2001), 
S. 185 (insb. Anm. 8); ders., Die Duldung rechtswidrigen VerwaltungshandeIns, Die Verwal-
tung 29 (1996), S. 523 f. 

10 Ausführlich zu diesem Krisenphänomen H. Schulze-Fielitz, Theorie und Praxis parla-
mentarischer Gesetzgebung, S. 17ff.; R. Holtschneider, Normenflut und Rechtsversagen, 
S.28ff. 

II E.Bohne, Der informale Rechtsstaat, S.42ff. hat hierfür den heute weit verbreiteten, 
wenngleich (immer noch) schemenhaften Begriff des "informalen VerwaltungshandeIns" ge-
prägt. Vgl. dazu H.-U. Erichsen, Das informale Verwaltungshandeln, in: ders. (Hrsg.), Allge-
meines Verwaltungsrecht, § 32, Rdn. 1 ff.; H. P. Bult, Allgemeines Verwaltungsrecht, 
Rdn. 242 ff., 486; sowie H. Dreier, Informales Verwaltungshandeln, StWStP 1993, S. 647 ff. 
m. w. N. Der Gedanke der Kooperationalisierung ist inzwischen zu einem zentralen Leitprinzip 
der gesamten Verwaltungsreformdiskussion avanciert; vgl. dazu nur A. Voßkuhle, "Schlüssel-
begriffe" der Verwaltungsrechtsreform, Verw Arch. 92 (200 1), S. 203 ff. 

12 W. Hoffmann-Riem, Justizdienstleistungen im kooperativen Staat S. 159. 
13 Vgl. zur Situation des Bundesverfassungsgerichts E.-W. Böckenjörde, Die Überlastung 

des Bundesverfassungsgerichts, ZRP 1996, S. 281 ff. - Zur Überlastung der Verwaltungsge-
richtsbarkeit siehe sogleich 1. Kap., B. 

14 Der Begriff "schlanker Staat" geht zurück auf den von der Bundesregierung im Herbst 1995 
eingesetzten gleichnamigen Sachverständigenrat. Dieser unabhängigen Expertenkommission 
oblag die fachliche und politische Begleitung und Förderung aller legislativen und administra-
tiven Maßnahmen zur Verschlankung des Staates; vgl. Sachverständigenrat "Schlanker Staat" 
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